
Kırchlich-sozialethische Herausforderungen
des G-Binnenmarktes

VON WOLF-DIETITER JUST

Einleitung
ange Zeıt fand dıe Politik der Europäischen Gemeinschaft eringe der

eher negatıve Beachtung In der Öffentlichkeit. Man sah, WI1Ie die Dıvergenz
natıonaler Interessen den Einiıgungsprozeß immer wieder blockıierte, WIe
das demokratisch gewählte Europaparlament vergeblich Einfluß rang
und w1e die gemeinsame Agrarpolitik mıt en Subventionen Butterberge
und Milchseen hervorbrachte. Das genuügte, sıch befremdet abzu-
wenden.

Miıt dem Inkrafttreten der FEinheitlichen Europäischen kte Jullı
1987, In der sich dıe Mitgliedsstaaten verpflichten, DIS Ende 9972 einen
großen EG-weiten Binnenmarkt ohne Grenzen verwirklıichen, scheint
sıch 1eSs äandern. Polıitiker, Unternehmer, Gewerkschafter, Verbraucher
und Umweltschützer merkten, daß 1er große Herausforderungen lıegen,
die ZU mdenken und insbesondere ZU 1C ber die Girenzen nötigen.
Selbst be1l den Kırchen, die bisher die westeuropäische Entwicklung VCI-

Schliaien aben, scheint INan merken, daß das nıcht mehr länger möglıch
sein wird. Sie tun sıch ZWal ach w1e VOI schwer, auch 1Ur ber dıe Grenzen
der eigenen Landeskiırche hinauszuschauen. Kirchliche Verantwortung auf
EG-Ebene wahrzunehmen, ist vielen och eın ganz und gal remder Ge-
an Man en och ıIn den tradıtionellen Kategorien des Kırche-
Staat-Verhältnisses. ber In Jüngster Zeıt ist doch Unruhe aufgekommen,
weıl mıt dem Binnenmarkt Ja auch eine Steuerharmonisierung angestrebt
wird. Öönnte 1eSs Umständen Auswirkungen auf Kırchen-
steuersystem aben, das Ja In der Einmalıiges ist? Wırd dieses aus

europäıischer IC absonderliche rıvileg 1m Zuge EG-weıter Harmoniste-
rungsbestrebungen TUC geraten? Es ist bezeichnend, dal erst diese
möglıche Betroffenheit der eigenen Einkommensbasıs eine ernsthafte DIis-
kussion ach der Bedeutung des Binnenmarktes für dıe Kırche auslöst.

Die Fragen ach der gesellschaftsdıakonischen Verantwortung der Kırche
1Imo auf die europäischen Institutionen, ach sozlalethıschen Kriterien
und OrıJjentierungshilfen für den Prozeß westeuropäischer Integration, ach
Leitbildern für eine ökologisch und sozlal verantwortliche EG-Politik us  z

blieben VO  — knappen, sehr allgemeınen Stellungnahmen abgesehen
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bısher VOIN den Kırchen unbeantwortet. Es g1bt keine Denkschrı diesen
Fragen, keine Konzeption für die Wahrnehmung kırchlicher Verantwortung
und LUr sehr geringe Finanzmiuiuttel für die wenıgen kirchlichen Einrichtun-
SCI auf der ene VO  — Westeuropa und Gesamteuropa In den 8&0er
Jahren siınd diese ıttel und entsprechende Mitarbeıiterstellen gekürzt
worden. Hıer liegen also große Defizıte, und 11a ann 1Ur ho{ffen, daß s$1e
möglıchst bald erkannt und abgebaut werden. elche ufgaben sıch jer
konkret stellen, 11l ich Ende andeuten.

11 Jele der Binnenmarktpoliti.
Die polıtische Inıtiative für den Bınnenmarkt entwickelte siıch Anfang der

0731 ahre, als 1n der Gemeiminschafit dıe orge wuchs, In bestimmten 'achs-
tumszweılgen gegenüber apan und den USA en verlıeren. eson-
ders in Wachstumsbranchen WIeEe der Datenverarbeitung, der Elektroindu-
strie und der elektronıschen Industrie Wal die Wettbewerbsfähigkeıt zurück-

Man führte 1€eSs wesentlich auf dıe Segmentilerung der EG-Wiırt-
schaft 1ın Teilmärkte zurück. Darum soll 1UN Urc ufhebung der
Schranken für den Waren-, Kapital- und Personenverkehr die Leistungs-
fähigkeıt der Wırtschaft verbessert werden. Dies werde helfen die
Überzeugung die Rationalisierungsmöglıchkeiten der Produ  10NS- und
Betriebsstrukturen auszuschöpfen, dıe ann ihrerseıits Produktivıtätsverbes-

und Preıis- und Kostensenkungen ach sich ziehen sollen
Die Kommlissıon hat 986 eine umfassende Studıie In Auftrag gegeben,

mıt der dıe wirtschaftliıchen Auswirkungen des G-Binnenmarktes ermittelt
werden ollten Diese Studie, der sogenannte Cecchin1i-Bericht, jeg INZWI-
schen VOTIL. Darın wird eın sehr optimistisches Bıld der wirtschaftliıchen Aus-
wirkungen gezeichnet. Man TW eine weitgehende Erneuerung der
europäischen Industriıe 1mM Waren- und Diıenstleistungsbereıich. Es el
„„Mit Eiınsparungen TÜr die Unternehmen In Ööhe VO  — rd 200 Miılliarden
ECU ECU etwa 2,00) und auf mıttlere C Zzwel bis fünf
Milliıonen Arbeıtsplätzen sSOowle einem nıchtinflatiıonärem Wiırt-
schaftswachstum VO  — fünf bıs sıeben Prozent wird der große ar den
Wohlstand er Europäer dauerhaft fördern.‘‘!

Zweifellos siınd dıe och bestehenden Grenzen In der für dıe Wırt-
schaftsentfaltung hinderlich, für die Unternehmen kostenträchtig. WAar
sınd schon 968 dıe Zölle auf Importe weggefallen, aber 68 g1bt iImmer och
eiıine Unzahl VON Hındernissen für den freien Warenverkehr. SO ist bıs heute
der Außenhandel mıt viel Bürokratie verbunden. ıne Spedition braucht
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für den Warentransport Von der Bundesrepublı ach Österreich und
talıen Dokumente über den Fahrer, Dokumente ber die Waren und
A Unterlagen ber das ahrzeug.‘* Dadurch g1bt esS ange Aufent-
haltszeıten der Grenze. Sodann g1ibt esS unterschiedliche technısche
ormen für dıe einzelnen TOdCuktTte aufgrun| unterschiedlicher sicherheıits-
technischer, ökologischer oder gesundheıitlicher Standards 1n den Mitglieds-
taaten Das el 1ele rodukte mMUussen für verschiedene er mıt Je
anderen ormen und Standards gefertigt werden, dıe den dortigen Bestim-
MUNgSCH entsprechen. Das ist natürlıch kostenaufwendig und hält
viele Unternehmen VO  —; natıonalen Märkten fern. Weıterhin g1bt 6S

Mengenbeschränkungen. Auf dem Stahlmarkt sınd 6S z7,. B exakte Quoten
für die Hersteller, die s1e nıiıcht überschreıten dürfen Es g1bt sehr unter-
schıiıeadlıiıche Verbrauchssteuern, WIE z B für Luxuswaren. Dies erfordert
großen bürokratischen Aufwand, Betrug und Steuerhinterziehung 1mM
Außenhandel verhindern. Schließlic g1ibt 6S Beschränkungen für dıe
Freizügigkeıt der Arbeıtnehmer, weiıl nıcht jedes Land ede Ausbildung
anerkennt us  Z

Die vier großen Freiheıiten, die esS der geht die Freiheıit für den
unbehinderten Warenaustausch, für Dienstleistungen quer Urc die
Gemeinschaft, für apıtalbewegungen und für den Personenverkehr
sınd bel weitem och nıcht verwirklicht. Der Binnenmarkt soll dieses schaf-
fen Vorgesehen sınd

die Beseitigung techniıscher Handelshemmnisse uUurc EG-einheitliche
Regelungen ber Grundan{forderungen alle TOduktTe
die Vereinheitlichung der Verbrauchssteuern (wobeı allerdings eine
gewl1sse Bandbreite zugelassen bleiben so. Be1l der Mehrwertsteuer
wird eın Niedrigsteuersatz zwischen und 9 zugelassen, eın Höchst-
satz zwıschen und 09
Erleichterungen der Freizügigkeıit (z Urc gegenseıltige Anerkennung
der Ausbildungsgänge und ı1plome
Lıberalısıerung des öffentlichen Auftragswesens
Liberalisierung des eld- und Kapıitalverkehrs längerfristig eine WÄäh-
rungsunlon und eine europäische Zentralbank
eın gemeinsamer ar für Dienstleistungen
Liberalisierung des Verkehrsmarktes (z des Lastkraftverkehrs und des
Flugverkehrs).
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111 Soziale Rısıken des EG-Binnenmarktes

Hınter der Binnenmarktpolıiti steht eıne Wachstumseuphorie, die dıe
Problematisierung dieses Konzepts in den etzten Jahren und Jahr-

zehnten SOUveran beiseiteschiebt. 7 % Wachstum verspricht INall sich und
meıint damıt, den Wohlstand mehren und D Millionen zusätzliche
Arbeıtsplätze schaiien Dieser Ansatz ist ın vielfacher Hiınsıcht proble-
matisch. Ich erwähne 1L1UT 7WEe] Rısıken

Zunächst ist die ökologischen Kosten dieses ans erinnern. Der
Cecchinıi-Bericht dıiskutiert 1€eSs 11UT ande, als gäbe 6S 1er kaum Ver-
änderungen €1 steht dıe gesamte Konzeption des Biınnen-
marktes 1n klarem Wiıderspruc ökologischen Erfordernissen. nsgesamt
ist der Umweltschutz eın 1e  1N!| der Was sıch 1er einmal wlieder
zeıgt. Daran wıird sıch voraussıchtlich wenig ändern, weıl 1mM Sachgebiet
„Umweltschutz‘“‘ der Europäische Rat 1Ur einstimmig entscheıden darfi
jede einzelne Regierung kann also die nhebung bestimmter Umwelt-
schutznormen mıt einem Veto verhindern. er kommen VO  — Umwelt-
schützern ZUI eıt die stärksten Einwände oder edenken den Bın-
nenmarkt, obwohl INan andererseıts auch weıß, daß 6S längst nıcht mehr
reicht, Umweltschutz L11UT auf natıonaler ene betreiben. Gefährliche
Emissionen machen Grenzen nicht halt

Es ist schon fast eiıne Binsenweisheit, daß INan VO  —; Wachstumseffekten
nıcht ınfach auf Cu«c Arbeıitsplätze schlıeßen dartf. Sıie können auch für
Ratiıonalısıerungsinvestitionen genutzt werden, und viele Unternehmen
werden dieses tun em steht aufgrun des verschärften Wett-
bewerbs eın schneller Strukturwandel 9 dem Tausende VOIll

Arbeıtsplätzen ZUuU pfer fallen werden. on Jetzt hat eine große KOn-
zentrationswelle eingesetzt. 111 gemeinsamer ar eröffnet VOT em
Großproduzenten eNOTMEeE Möglıchkeıten für die Massenproduktion und
Kostensenkungen. Weniger wettbewerßsfähige Produzenten bleiben auf der
Strecke Der Cecchinti-Bericht verschweigt 1es nıcht Elektrische komoti-
ven werden ach 997 1U och VO  — 16 Unternehmen angeboten. Im
Bereich Telekommunikation wiıird 6S Großanbieter geben Phılıps
plan 60) seiner 180 Produktionsstätten 1in der schließen und
Arbeıtsplätze abzubauen. Eın TUN! 1eg anderem darın, dal} das
Unternehmen ach der Vereinheitlichung der Normen für Stecker nicht
mehr 36 verschıedene Stecker seine Geräte bauen muß.>®

All 1€eS$ zeıgt, dalß INan große Fragezeichen hinter die beschäftigungs-
polıtıschen Prognosen des Cecchini-Berichts machen muß.* Die hat
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ZUTr Zeıt 16 Miılliıonen Arbeıtslose. Selbst WCNNn dıe optimıstischen und
realıstıschen Prognosen des Berichts einträfen, bletet der Binnenmarkt für
dıie große enrher VO  —; ihnen keine Perspektive. Das sozlale Hauptproblem
der wird ungelöst bleiben

Der G-Binnenmarkt nthält erhebliche Rısıken für Arbeiıtnehmer
und ihre sozlalen Schutzrechte. Unternehmer werden darauf achten
mussen, verschärften Wettbewerbsbedingungen nıcht adus dem ar
geworfen werden. Sie werden zusehen, daß S1e ihre Kosten senken. Es
wiıird TUC entstehen auf Löhne, Lohnnebenkosten, Arbeıits- und Sozlal-
recht, Betriebsverfassung, Miıtbestimmung, Kündıgungsschutz, Arbeıitszeit
und Sozlalpläne. All 1e$ werden den Bedingungen Wett-
bewerbsfaktoren se1n, WwWIe NI Necker, Präsıdent des BDI, gesagt hat Aus
diesem TUN! trıtt die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände
ausdrücklich aiur eın, daß der auf soz1alem und sozlalpolıtıschem
Gebiet 1U eiıine beschränkte zukommt. „Eıne Egalısıerung vieler der
er Bereiche der Sozlalpolitik“ wird abgelehnt. Dr. Hımmelreich VO  — der
BDA meınte be1 einer nhörung 1mM Bundestag Maı 9088

‚„„Die sozlale Entwicklung äßt sich nıcht Von ben das ist unNnseTe

Meıinung oder DCI Dekret regeln, sondern mu aus sıch selbst heraus
tragfählg werden. Das der Frage, ob 1ın einem Land mıt em
Sozlalstandar. es bleiben kann, w1e 6S Jetzt ist Ich glaube nıcht, daß
das möglıch ist Gemeinsame Wiırtschaftsbedingungen 1M großen Binnen-
markt werden uns nıcht 11UT Chancen eröffnen, sondern auch verstärktem
Wettbewerb aussetzen, 6S besteht also eın gewIlsser npassungsbedarf. Der
etir1ı aber nicht die Substanz der sozlalen Schutzrechte.

Im sozlalpolıtıischen Bereich en ich insbesondere die Faktoren, die
dıe deutsche Wıiırtschaft heute 1m Wettbewerb nachhaltıg elasten, während
WIT 1n anderen Bereichen Wettbewerbsvorteıiıle en Wır en Jedoch

und daran eın Weg vorbel neben der Schwe1z dıe höchsten
Arbeitskosten, WIT gehören ZUr Gruppe der Staaten, dıe die kürzeste
Arbeitszeit en und schheBblic ist bel uns die Sonntagsarbeıt stärker ein-
geschränkt als fast in en anderen Ländern, mıt denen WIT 1M Wettbewerb
stehen. Die rage muß deshalb rlaubt se1n, wieviele Arbeıitsplätze ın der
Bundesrepublik nıcht geschaffen werden konnten, weıl die ausreichende
Maschinenlaufzeit 1er nıcht gewährleistet werden annn
on heute stellt sıch die rage, ob 65 nıcht besser ist, WeNn auch WIT

uns in der Sonntagsarbeit exX1Dier verhalten als 6S 1n der Bundesrepu-
blık übliıch ist.““ Und später el 65 weiter:
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‚„Ich kann MI1r nıcht vorstellen, daß das deutsche Mitbestimmungssystem
insbesondere nıcht die Montanmıitbestimmung VO  — unNnseren Partner-

ändern übernommen wird. ıne Harmonisierung des Gesellschaftsrechtes
wırd aber Einschluß der Miıtbestimmung nıcht gelingen.“‘

Diese Aussagen machen eutlıch, welchen TUC wichtige sOzlale
Errungenschaften geraten werden, WEeNN der verschärfte europäische Wett-
bewerb Wiırklichkeit wiırd. Die Gefahr eines ‚„„SOClal dumping  C6 ist sehr real

Miıt dem Wegfall der Grenzkontrollen tellen sıch sSscCANHNEeBIIC CU«C

Fragen Tür die Ausländer- und Asylpolıitık. Hıer soll c größerer Abstim-
IMUunNng auf EG-Ebene kommen. Diskriminierungen VO  a} G-Wanderarbe!l-
tern sollen abgebaut werden. Zur Zeıt gibt 6S fünf Miıllıonen EG-Bürger, die
nicht 1mM EG-Staat ihrer Staatsbürgerschaft en Sıie sollen als Arbeıt-
nehmer gleichbehandelt werden, gleiche steuerliche und sozlale Vergünsti-
SUNSCH erhalten SOWIeE eın verstärktes Aufenthaltsrecht auch bel Arbeıts-
losigkeıit und Verbesserungen beim Famıiliennachzug. So sehr 1€eS$ be-
grüßen Ist, iragt INan doch, Was Aaus der zahlenmäßig größeren Gruppe der
niıcht-EG-angehörigen Migranten wird. Die rechtliche und sozlale
zwıschen der einen und der anderen Gruppe VOIN Migranten wıird zunehmen.

Be1 einer Harmonisierung der asylrechtlichen Bestimmungen stellt sıch
die rage, ob sich eine restriktivere oder lıberalere Linıe durchsetzen wird.
Allgemeın wird mıt einer Verschärfung der Kontrollen den Außengren-
zen und einer Zunahme der Abschreckungsmaßnahmen nner der Miıt-
gliedsstaaten Tfür Asylsuchende gerechnet.” In der Bundesrepublık g1bt CS

bereits Stimmen, die auf eine Anderung der Streichung des TLikels 16,2
drängen: ‚„Polıtisch Verfolgte genließen Asylrecht‘‘. Andere Länder

hätten solche Grundrechte auch nıcht In ihrer Verfassung. Die Kırchen
seftizen siıch bekanntlıc aus ethischen Erwägungen seıt Jahren für eın lıbera-
les Asylrecht und eiıne lıberalere Asylverfahrenspraxı1s eın Wenn jetzt diıe
Entwicklung in die umgekehrte ichtung gehen sollte, werden S1e sıch 1mM
Namen VO  — Menschenrecht und Menschenwürde herausgefordert fühlen,
och entschiedener für den Schutz der Flüchtlinge einzutreten.

Das Kernproblem der lıegt meılines Erachtens in iıhrem angel
Staatliıchkeit und ihrem Demokratiedefizit. Die Bıinnenmarktentwicklung
macht 1eS$ besonders eutlic Uurc sS$1e werden gewaltige wirtschaftliıche
Kräfte freigesetzt. TO multinationale Konzerne werden ungehindert In
einem Wiırtschaftsraum VonNn 320 Milliıonen Verbrauchern operleren können.
Man spricht VO  — der größten ‚„Deregulierungsaktion der Geschichte‘‘. WOo
lliegen dıe Möglıchkeıiten, die auf diese Weise freigesetzten Kräfte ändi-
gen? Wie ann letztlich der Primat der Polıitik gegenüber der Wirtschaft
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durchgesetzt werden? Wiıe kann Polıitik dıe freigesetzten Kräfte kanalısıe-
ICNH, dal} s1e en Menschen iın der Gemeinschaft aber auch Menschen in
anderen Teıilen der Erde dıenen, daß s1e in den Diıenst sozlaler Gerechtig-
keit und der Bewahrung der Umwelt gestellt werden? Das Problem ist, daß
ZUT Zeıt ein erheblıches Ungleichgewicht zwıischen der wirtschaftlıchen und
der polıtiıschen acC 1n der besteht Wer hat dıe ac A eıne tört=
schrittliche Sozlalpoliti durchzusetzen? Das Europäische Parlament hat
keine Gesetzgebungskompetenz, allenfalls Miıtwirkungsmöglıichkeıiten, und
6S hat keine Kontrollbefugnisse gegenüber der Exekutive. Es kann keine
Regierung turzen Die G-Komissıon hat keine demokratische Legitima-
t1o0n. Sıie ist zudem In ihren Entscheidungen VO Europäischen Rat aphan-
21g Ile wichtigen Entscheidungen trıfft der Rat Diıeser aber ist nıcht CUTO-

päisch legıtimiert, sondern eine Vertretung der natıonalen Regierungen.
Unterschiedliche natıonale Interessen läihmen immer wıeder seıne and-
Jungsfähigkeıt. In wichtigen Politikbereichen kann der Rat 1Ur einstimmig
beschließen Wiıe soll eine schwache polıtische ontrollmach miıt derart
geringer europäisch-demokratischer Legitimation die wiıirtschaftlıchen
Kräfte ändıgen, diıe uUurc die Binnenmarktentwicklung Ireigesetzt
werden? Das ist meınes Erachtens dıe Kernfrage. Das System der sozlalen
Marktwirtschaft eın gEWI1SSES Gleichgewicht VO  — ar und Staat VOTI -
aus Der Staat muß einen Ordnungsrahmen vorgeben, damıt 1m freien pIe
der Kräfte die Schwächeren geschützt bleiben und dort, s1e 1mM Wett-
bewerb unterliegen, nicht 1Ns Bodenlose fallen Der Staat hat auch aliur
SOTSCNH, dal dıe Interessen des Gemeinwohls und der Umwelt gewahrt
bleiben Der angel Staatliıchkeit in der gefährdet das System der
sozlalen Marktwirtschaft Wıe sollen auf EG-Ebene dıe notwendigen SOZ71a-
len, ökologischen und entwicklungspolitischen Schutzrechte durchgesetzt
werden? Es mangelt niıcht Beteuerungen, daß 65 eın sozlales und OKOloO-
isches Dumping geben soll VonNn Delors biıs Helmut ohl ber en
WIT aliur auch die Institutionellen Voraussetzungen? Wohlmeinende
Absichtserklärungen reichen nıcht au  N

ufgaben der Kiırchen

Daß Kırche sıch 1mM Bereich Von Polıitik und Gesellschaft Urc Wort und
Tat engagılert, gehört dem umfassenden Verkündigungs- und endungs-
auftrag ihres Herrn. el geht 65 nicht kırchliche Machtansprüche,
„„sSondern eın Ansprechen der Welt unter dem nspruc Gottes und ın
Solidarität mıt den ufgaben und Nöten der Gesellschaft Diıese Solıdarıtä:
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O1g Aaus dem der Christusnachfolge  66 Persönliche Liebestätigkeıt
genuügt €l nıcht Nächstenlieb 111 sıch heutigen Bedingungen
auch Urc Strukturen verwirklichen Strukturen, die menschengerecht
sind, dem Frieden, der Gerechtigkeıit und der Bewahrung der Schöpfung
diıenen.

Im Zusammenhang mıt der Binnenmarktentwicklung ann dıe Kırche
zunächst einmal einer ganzheitlichen Analyse der Chancen und Rısıken
beıtragen. S1ie wird eine einseltige wirtschaftlıiıch: Betrachtungsweilse ableh-
nen und versuchen, dıe komplexen Auswirkungen diıeser Entwicklung für
Indıviduum, Gesellschaft und Umwelt in der 1e polıtischer, wirt-
schaftlıcher, sozlaler, kultureller und relıg1öser Bezüge darzustellen. Sie
wırd davor arnen), angesichts begrenzter polıtischer Gestaltungsmöglich-
keıten, VOIl denen bereits die Rede WAärTL, wirtschaftliıche Entscheidungen als
sachzwanghaft begreifen. egen dıe ängıge Rede Vvon wirtschaftliıcher
Eigengesetzlichkeıt und Sachzwängen ist mıiıt der genannten EKD-Denk-
chrıft

‚‚Wenn die Geschichte ach ehernen unausweichlichen Gesetzmäßig-
keıten ablıefe, dann waäaren ethische Überlegungen sinnlos. Dem kann eine
Kirche, die den lebendigen Gott verkündet, n]ıemals zustimmen. Das Vor-
handenseın VO  — Zwangsläufigkeıiten äßt sıch ZWAaT nıiıcht eugnen Es ist
auch selbstverständlıich, daß dıe Sozlale dıe Forschungen der Gesell-
schaftswıssenschaften ber derartige Zusammenhänge berücksichtigen
hat ber 6c5S ist eine Aufgabe VOonN er ethischer Bedeutung, die Ursachen,
Bedingungen und Auswirkungen der Jeweıligen Geschehensabläufe aufzu-
decken, ber Wege ihrer Beeinflussung nachzudenken und scheinbaren
Sachzwängen gegenüber dıe Freiheıit des Menschen verantwortlichen
Entscheidungen 1Ns DIE bringen Solche Entscheidungen können iın
ihren Konsequenzen eschehensabläufe grundlegend verändern. Oft wiırd
das Argument der Sachgesetzlichkeıit gerade dann VO  — Praktıkern in Polıitik
und Wiırtschaft als Vorwand gebraucht, WenNnNn INan das Gebotene und auch
Ööglıche unterläßt, weiıl INan 6S in ahrheı nıcht will.‘‘”

Zu einer ganzheıtlıchen Analyse der Chancen und Rısıken der Binnen-
marktentwicklung gehört N auch, auf dıie möglıchen Folgen für Friıeden
und Gerechtigkeıit 1m Nord-Süd- und Ost-West-Verhältnis hinzuwelsen. In
Ländern ÖOsteuropas und der !’3 'elt“‘ werden Befürchtungen laut, daß die

sıch ach außen abschotten und einer ‚„Festung‘“‘ werden könnte, daß
s1e sıch selbst genügt und den Wohlstand ın den eigenen Grenzen eg und
verteldigt. In diese ichtung welist auch eine Aussage 1m Schlußdokumen
der Basler Ökumenischen Versammlung „Frieden in Gerechtigkeıit“‘.
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‚E ganz besonders wenden WIT uns Kirchen, Christen und Entsche1i-
dungsträger In den G-Ländern, aIiur orge tragen, da die Verwirk-
ichung der Europäischen Einheıitliıchen kte 992/93 nıcht Rückschriıt-
ten 1n den Sozlalleistungen und ökologischen Maßstäben Darüber
hinaus ollten sS$1e aliur orge tragen, dalß 1n der dıe Erkenntnis wächst,
dalß S1e nıcht ganz Europa vertritt und 1es sollte auch In iıhrer Bezeichnung
eutlic werden. Die Europäische Gemeiminschaft sollte weıterhın Oontakte
über dıe Jetziıgen Grenzen hinaus den ihr nıcht angehörıgen Ländern
Europas und der Welt anstreben‘‘ (84b).®

Natürlıiıch kann 6S nıcht Aufgabe der Kırche der der Sozilale se1n,
den Expertenstreıit die Angemessenheıt dieser der jener polıtischen
und wirtschaftlıchen alnahme entscheıden womöglıch och mıiıt
der erufung auf „höhere Eıinsıicht‘‘. Kırche ann mıiıt ihrer Sozlale
nıcht vorgeben, 1mM Besıtz der richtigen Lösungen für eine omplexe Proble-
matık WIE der des Binnenmarktes seln. Wohl aber kann S1e Ööffentlich ihre
Stimme rheben mıt der Forderung, LÖsungsansätze prinzıplie. und VOI-

ranglig dem Wohl der betreffenden Menschen und der Umwelt Orlen-
tieren. Wiırtschaftswachstum, Produktivitätsfortschritt, Kapıtalvermehrung,
Handelslıberalisierung us  S dürfen nıemals ZU Selbstzwec werden. Leg1-
1mıtät gewinnen sS1e erst, sofern s1e thısch bestimmten Zielen dienen. Diese
thisch bestimmten jeile edurien In einer demokratischen Gesellschaft der
Legitimation Urc die Bürger. Vor diesem Hıntergrund sınd die Demokra-
tiedefizıte der Europäischen Gemeininschaft und der angel emokratı-
scher Kontrolle privatwirtschaftlicher Entscheidungsmacht ernste eraus-
forderungen für uns alle

Ich möchte darauf verzichten, sozlalethısche Kriterien für eiıne verant-
wortliche Binnenmarktpoliti entwickeln und begründen. Dazu
hler der Raum Ich möchte aber wenigstens sechs ch3Arıstliıche Grundsätze für
wirtschaftlich: Gerechtigkeıt aufzählen Ich entnehme s1e einer Studie der
„Unıted Church of Christ‘“, einer Kırche ın den USA mıt der UuUNsCIC van-
gelısche Kırche 1mM Rheinland seıit Anfang der achtziger re ‚„‚Kırchen-
gemeinschaf 66 hat Diese Grundsätze geben me1ılnes Erachtens einen
Orlentierungsrahmen:

Erfüllung materieller Grundbedürfnisse eın gerechtes Wirtschafts-
System rfüllt die materiellen Grundbedürfnisse er Mitglieder der
menschliıchen Gemeinschaft und erhöht die Lebensmöglıichkeıiten der
Armen, der Schwachen und der gesellschaftlıchen Randgruppen.

Wirtschaftsdemokratie: Eın gerechtes Wiırtschaftssystem schlıe alle
eın und vernı en Menschen einer verantwortungsvollen und wirt-
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schaftlıch lohnenden Betätigung, Gewährleistung der vollen Mit-
bestimmung.

Menschlıiche Gemeinschaft: Eın gerechtes Wırtschaftssystem chafft
und unterstLutz menschnliche Gemeıinschaften, 1ın denen Menschen würde-
voll en und sıch wohlfühlen können.

Menschenrechte: Eın gerechtes Wiırtschaftssystem respektiert die
Menschenrechte seiner Miıtglieder und erhöht dıe Freiheitsspielräume er
Gesellschaftsmitgliıeder.

Eın lebensfähiges Wiırtschaftssystem: Eın gerechtes und lebensfähiges
Wirtschaftssystem aut auf dem verantwortungsvollen und faıren Umgang
mıt den begrenzten Ressourcen der Erde auf.

Internationaler Friıeden Eın gerechtes Wiırtschaftssystem Ördert den
internatiıonalen Friıeden und das allgemeine Interesse.?

Konkretisierungen
Diese Grundsätze edurien natürlıch der Konkretisierung und €]1

g1ibt 6c5 sicherlich einen Spilelraum für unterschiedliche Interpretationen. Ich
111 versuchen, abschlıeßen Aus meıner IC ein1ge Schlußfolgerungen für
dıie Binnenmarktpoliti ziehen hne auch 11UT annähernd Vollständig-
keıt anzustreben:

Um den oben genannten Rısıken egegnen und überhaupt dıe
Ööglıchkeı aben, diese Grundsätze für wirtschaftlich: Gerechtigkeıt

realısıeren, braucht die mehr Staatlichkeit und demokratische Legiti-
mation. Das bedeutet, dalß dıe Rechte des Europäischen Parlaments
gestärkt werden mMussen Es muß mehr und mehr dıe Rechte erhalten, die
natıonale Parlamente bereıts en die gesetzgeberischen Rechte und dıe
Kontrolle der Exekutive. iıne hohe Wahlbeteiligung be1 den Europawahlen
könnte helfen, dıe Posıtion des Parlaments stärken.

Mehr Demokratie ist auch 1mM Bereich der Wirtschaft verwirklıchen.
Die Urc den Binnenmarkt stark zunehmende Konzentration privatwirt-
schaftlıcher aCc erfordert eın ausreichendes poliıtisches Gegengewicht.
Dazu gehört besonders eine starke europäische Gewerkschaftsbewegung.
Dıie gewerkschaftliıchen Rechte mussen gesichert und 1M europälischen Rah-
Inen weıiterentwickelt werden. Die Schaffung Von Konzernbetriebsräten
ware hıerbel eın erster Schritt, verhindern, daß Arbeıtnehmerinteres-
sen gegenseıt1g ausgespielt werden.

Es sollte EG-weit eın europäischer Sozlalraum geschaffen werden.
Dazu gehören einklagbare sozlale Grundrechte der Arbeitnehmer. Diıie Kon-
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ventionen der Internationalen Arbeitsorganisation und die Sozlalcharta des
Europarats formulhlieren sozlale Grundrechte, die EG-weit Ausgangspun
für einen ‚„„Socke. sozlaler Sicherheit sein mMussen iıne Absenkung bereıts
erreichter Sozilalstandards Urc den Binnenmarkt ist verbindlich ZU-

schließen
Die muß wirksame aßnahmen ZUT Bekämpfung der Arbeitslosig-

keıt ergreifen. Dazu gehört eine Polıitik der Arbeıitszeıtverkürzung und der
ärkung staatlıcher und privater Investitionen In en Mitgliedsländern.
Dazu gehört auch eine ärkung der europäischen Strukturfonds zugunsten
strukturschwacher Regionen und ZUT Wiedereingliederung der Langzeıt-
arbeıitslosen.

Die Binnenmarktentwicklung darf auch nıcht einem ‚‚ÖOkodum:-
ping‘$ führen Die sollte vielmehr ihre Chance nutzen, einer wiıichti ı-
CI Ta be1l der Bekämpfung der immer bedrohlicheren internationalen
Umweltprobleme werden (Ozonloch, Treibhauseffekt, Waldsterben,
Gewässerverschmutzung). Sıe sollte albstabe seizen Urc dıe Eiınführung
EG-weıter Umweltschutzvorschriften entsprechend dem etzten
an! der Technik, uUurc hohe und einheıtliche Steuern für den Energlever-
brauch, urc Förderung einer Technologieentwicklung, die regenerlerbare
Energiequellen nutzt, und uUurc eine Abkehr Vvon der gegenwärtigen, OKOIl0O-
S1ISC rulnösen Verkehrspolitik (z.B Förderung eines schnellen Ööffentlichen
Bahnverkehrs 1mM Binnenmarkt hne Grenzen).

Der Binnenmarkt darf nıcht einer gerechteren Weltwirtschaftsordnung
entgegenstehen, deren Verwirklichung immer dringliıcher wird. Die SC-
stärkte Wiırtschaftskraft der sollte vielmehr genutzt werden, der Ver-
antwortiung gegenüber der 2/3 Welt besser nachzukommen. Gleichzeıitig
sollte 1n en Bereichen der Austausch und die Kooperation mıt dem Osten
Kuropas gesucht werden, den Friıeden sıcherer machen.

Das Zusammenwachsen der G-Staaten sollte grundsätzlıch genutzt
werden, nationalistisches Denken und Handeln überwinden, offener

werden für Ausländer und Asylsuchende. Die Liıberalısıerung des Perso-
nenverkehrs sollte grundsätzlıch en Ausländern zugute kommen nıcht
1Ur den EG-Bürgern. Alle Ausländer ollten auch das kommunale Wahl-
recht erhalten. Das Asylrecht sollte EG-weıit lıberaler gehandhabt werden.
Die Miıtverantwortung für das weltweite Flüchtlingsproblem erfordert CS,
mehr Asylsuchende aufzunehmen. Artıkel 16 des Grundgesetzes darf nıcht
angeftastet werden.
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